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Bonn, den 30. Oktober 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Förderung 
der Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 315. Sitzung am 27. Oktober 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ergibt sich aus der Anlage 3. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines 

Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung der Rationalisierung im Steinkohlenbergbau 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz besc±ilos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau vom 29. Juli 1963 (Bundesge- 
setzbl. I S. 549), zuletzt geändert durch das Gesetz 
über steuerliche Maßnahmen bei der Stillegung von 
Steinkohlenbergwerken vom 11. April 1967 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 403), wird wie folgt geändert: 

1. § 15 Abs. 3 erhält folgende Fassung; 

„(3) Der Verband darf Darlehen nach Absatz 1 
niirl^is zum Ablauf von fünf Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gewähren; ist vor diesem 
Zeitpunkt mit der Durchführung der Maßnahmen, 
deren Finanzierung erleichtert werden soll, be- 
gonnen und ein Antrag auf Darlehensgewährung 
gestellt worden, so verlängert sich die Frist um 
weitere drei Jahre. Entsprechendes gilt für die 
Übernahme von Bürgschaften nach den Absät- 
zen 1 und 2. Die Laufzeit einer Bürgschaft oder 
eines Darlehens darf fünfundzwanzig Jahre nicht 
übersteigen." 

2. § 29 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Soweit sich aus § 15 Abs. 3 nicht anderes 
ergibt, entfallen die Aufgaben des Verbandes 
nach § 2 mit Ablauf von fünf Jahren nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes." 


Artikel 2 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

i 

Nach der geltenden Fassung des § 15 Abs. 3 des ; 
Gesetzes zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau darf der Rationalisicrungsver- 
band Darlehen nur bis zum Ablauf von fünf Jahren 
nach Inkrafttreten des Gesetzes gewähren; Entspre- 
chendes gilt für die Übernahme von Bürgschaften 
durch den Rationalisierungsverband. Diese Frist, die 
am 31. August 1968 abläuft, hat sich als zu knapp 
bemessen erwiesen. Die bisherige Abwicklung der 
Darlehens- und Bürgschaftsaktion hat ergeben, daß 
zur Finanzierung von Investitionsvorhaben im Rah- 
men des in § 15 Abs. 4 vorgesehenen Plafonds von 
1,5 Mrd. DM einzelne Darlehcnstranchen auch noch 
nach dem 31. August 1968 gewährt werden müssen. 
Das ist insbesondere beim Bau von Steinkohlekraft- 
werken der Fall, deren Bauzeit sich in der Regel 
über mehrere Jahre erstreckt. Der Umstand, daß 
nach § 15 Abs. 3 nur bis zum 31. August 1968 Dar- 
lehen gewährt und Bürgschaften übernommen wer- 
den können, hat sich bereits nachteilig auf die Ent- 
scheidungen der Unternehmen über notwendige, im 
Interesse einer Steigerung der Wettbewerbsfähig- 
keit des Steinkohlenbergbaus förderungswürdige In- 
vestitionen ausgewirkt. Der Gesetzentwurf sieht da- 
her vor, die Frist des § 15 Abs. 3 so zu verlängern, 
daß die im Gesetz vorgesehene Darlehens- und Bürg- 
schaftsaktion auch abgewickelt werden kann. Eine 
Ausweitung des Darlehens- und Bürgschaftspro- 
gramms ist damit nicht verbunden. 


Der Gesetzentwurf hat keine haushaltsmäßigen Aus- 
I Wirkungen. 

B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

a) Nummer 1 

Durch die vorgeschlagene Fassung des § 15 Abs. 3 
tritt eine Änderung der bisher geltenden Frist von 
fünf Jahren grundsätzlich nicht ein. Diese Frist soll 
sich jedoch dann um 3 Jahre verlängern, wenn vor 
dem 31. August 1968 mit der Durchführung der Maß- 
nahmen, deren Finanzierung erleichterf werden sol- 
len, begonnen und ein Anfrag auf Darlehensgewäh- 
rung oder Bürgschaftsübernahme gestellt worden ist. 
Dadurch soll sichergestellt werden, daß die Finan- 
zierungstätigkeit des Rationalisierungsverbandes bei 
bereits beschlossenen und in Angriff genommenen 
Investitionen nicht am Stichtag des 31. August 1968 
scheitert. 

b) Nummer 2 

Die für § 29 Abs. 1 vorgesehene neue Fassung ist 
eine Folge der Änderung des § 15 Abs. 3. 

Zu Artikel 2 und 3 

Artikel 2 erhält die übliche Berlin-Klausel; Artikel 3 
regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 


Begründung 

Das Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau vom 29. Juli 1963 (Bundesge- 
setzbl. I S. 549) und auch das Änderungsgesetz vom 
11. April 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 403) sind mit 
Zustimmung des Bundesrates erlassen worden. Da- 
her bedarf auch das Zweite Änderungsgesetz der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu dem Vorschlag des Bundesrates wird wie folgt 
Stellung genommen: 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 
Auffassung, daß die Änderung eines Zustimmungs- 
gesetzes nur dann der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz Vorschrif- 
ten geändert werden, die die Zustimmungsbedürftig- 
keit des ursprünglichen Gesetzes begründet haben. 

Dies ist hier jedoch nicht der Fall. 
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